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1. EINFÜHRUNG 

1.1 PROBLEMSTELLUNG 

Die International Financial Reporting Standards1 sind auf dem Vormarsch – 

und betreffen nicht nur Global Player. Auch für den Mittelstand nimmt die 

Bedeutung der internationalen Rechnungslegung2 ständig zu und doch ste-

hen viele mittelständische Unternehmen den IFRS noch skeptisch gegenü-

berstehen.3 Vorteile der internationalen Rechnungslegung sollen vor allem 

in der Vergleichbarkeit der Unternehmensabschlüsse zu sehen sein. Un-

ternehmen, die international tätig sind und somit rechnungslegungspflichti-

ge Niederlassungen in verschiedenen Ländern haben, können die Ergeb-

nisse besser vergleichen.4

Während kapitalmarktorientierte Unternehmen schon seit dem 01.01.2005 

verpflichtet sind auf IFRS umzustellen, gestaltet sich die Lage im Mit-

telstand komplexer. Auf freiwilliger Basis ist auch die Anwendung von IFRS 

im Einzelabschluss bzw. für nicht-kapitalmarkorientierte Gesellschaften 

möglich5, d.h. es besteht die Option einen zusätzlichen Abschluss nach 

internationalen Richtlinien zu erstellen. Die Regelungen des deutschen 

HGB und der IFRS unterscheiden sich aufgrund der Grundkonzeption je-

doch erheblich.  

Die internationalen Rechnungslegungsstandards verzichten dabei auf we-

sentliche Elemente des handelsrechtlichen Gläubigerschutzes zugunsten 

einer Investororientierung. Sie stehen allein im Fokus der Informationsfunk-

tion. Demgegenüber sind die Bilanzierungsgrundsätze nach HGB aufgrund 

                                               
1  Im Folgenden IFRS abgekürzt.  
2  Im Rahmen dieser Arbeit folge ich der Terminologie der europäischen IAS-Verordnung 

(2002). Internationale Rechnungslegung umfasst demnach nur die vom IASB oder dem 
früheren IASC herausgegebenen „internationalen Rechnungslegungsstandards“. Artikel 
2 der IAS Verordnung führt dazu aus: „Im Sinne dieser Verordnung bezeichnen interna-
tionale Rechnungslegungsstandards die International Accounting Standards (IAS), die 
International Financial Reporting Standards (IFRS) und die damit verbundenen Ausle-
gungen, die vom International Accounting Standards Board (IASB) herausgegeben oder 
angenommen wurden, dazu auch Mandler, Udo 2004, S. 9. 

3  Vgl. IDW 2005, S. 5. 
4  Vgl. www.dihk.de/inhalt/download/IFRS_studie.pdf, S. 6. 
5  Vgl. BDI 2005, S. 6.  
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der Ausschüttungsbemessungsfunktion und dem damit angestrebten Kapi-

talerhaltungsprinzip vom Vorsichtsprinzip geleitet.6  

Es stellt sich die Frage, welche Bedeutung diese Entwicklung für die Unter-

nehmen hat und inwiefern der Mittelstand betroffen ist. Insbesondere steht 

zur Diskussion, ob Mittelständler durch eine freiwillige Umstellung der Re-

chungslegung auf IFRS Vorteile z.B. hinsichtlich der Finanzierung erwarten 

können, oder ob die Nachteile z.B. Kosten einer Umstellung die Vorteile 

kompensieren oder sogar übersteigen.  

1.2 ZIELSETZUNG DER ARBEIT 

Die vorliegende Arbeit befasst sich mit der Zukunft der Rechnungslegung 

im Mittelstand. Zielsetzung ist es, die Vor- und Nachteile einer Umstellung 

auf IFRS aus Sicht des Mittelstands darzustellen, da sich die überwiegende 

Anzahl von Untersuchungen zur internationalen Rechnungslegung mit kapi-

talmarktorientierten Großbetrieben beschäftigt.7 Zudem werden die Ent-

wicklungen eigener internationaler Rechnungslegungsstandards für kleine 

und mittlere Unternehmen aufgezeigt.  

Die vorliegende Arbeit ist in sieben Kapitel gegliedert. Nach diesem einlei-

tenden Abschnitt folgt der Teil 2, der die Charakteristika mittelständischer 

Unternehmen erläutert und damit die arbeitsspezifische Definition darlegt. 

Das darauf folgenden Kapitel 3 befasst sich mit den rechtlichen Rahmen-

bedingungen, sowie den grundlegenden Unterschieden der IFRS zum 

deutschen HGB, bevor im Hauptteil der Arbeit in den Kapiteln 4 und 5 die 

Vor- und Nachteile einer Umstellung speziell für den Mittelstand erörtert 

werden.  

Im anschließenden 6. Teil soll das sog. SME-Projekt des IASB, auch IASB-

Projekt Accounting Standards for Non-Publicity Accountable Entities, vor-

gestellt werden.  

Die Arbeit schließt im Teil 7 mit einem Fazit ab. 

                                               
6  Vgl. IDW 2005, S. 5. 
7  Vgl. Oehler, Ralph 2005, S. 2. 
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2. KLEINE UND MITTLERE UNTERNEHMEN (KMU) 

Der sog. Mittelstand wird häufig als das „Rückrat der deutschen Wirtschaft“ 

bezeichnet. Die erfolgreiche Entwicklung des Mittelstands hat wesentlich 

zum deutschen Wirtschaftswunder beigetragen.8 Aufgrund dieser Entwick-

lungen stehen der Mittelstand und seine Entwicklungen häufig im Mittel-

punkt des politischen und akademischen Interesses. 

Für den Begriff Mittelstand findet sich keine gesetzliche oder allgemein 

gültige Definition. In der betriebswirtschaftlichen Literatur werden die Beg-

riffe „kleine und mittlere Unternehmen“ (KMU), „mittelständische Unter-

nehmen“ und „Mittelstand“ häufig synonym verwendet.9 Der Begriff mittel-

ständisches Unternehmen ist eine vorwiegend im deutschen Sprachraum 

gebräuchliche Bezeichnung für ein Unternehmen von i.d.R. kleinerer oder 

mittlerer Unternehmensgröße. Im internationalen Sprachgebrauch domi-

niert die Bezeichnung Small and Medium-sized Enterprises, kurz SME.10

„Zur Definition der KMU existiert in der wissenschaftlichen Literatur kein 

einheitliches Bild. Sie können von Großunternehmen durch qualitative oder 

quantitative Kriterien abgegrenzt werden.“11 Um die Abgrenzungen deutlich 

zu machen, müssen neben den quantitativen Merkmalen die qualitativen 

Merkmale aufgezeigt werden.  

2.1 QUANTITATIVE KRITERIEN ZUR DEFINITION VON KMU 

Der Begriff „kleine und mittlere Unternehmen“ impliziert zunächst eine 

quantitative Abgrenzung. National wie international ist dabei der Rückgriff 

auf die Zahl der Beschäftigten, die Bilanzsumme und den Umsatz üblich.12

Das Institut für Mittelstandsforschung (IfM), der deutsche Gesetzgeber und 

die EU-Kommission haben definitorische Abgrenzungen entwickelt. Die 

Mitgliedstaaten, die Kommission und die Europäische Investitionsbank le-

gen die Definition der EU-Kommission für die Abgrenzung von KMU 

zugrunde, die für Unterstützungsprogramme und Darlehen in Frage kom-

men.13 Für die Zwecke der Rechnungslegung gelten hingegen die Werte 

der Vierten EG-Richtlinie, die im Mai 2003 angepasst wurden. Der deut-

                                               
8  Vgl. Achleitner, Ann-Kristin et al. 2004, S. 6. 
9  Vgl. Oehler, Ralph 2005, S. 6. 
10  Vgl. Achleitner, Ann-Kristin et al. 2004, S. 6. 
11  Oehler, Ralph 2005, S. 6. 
12  Vgl. Pfohl, Hans-Christian 1997, S. 16 f. 
13  Vgl. EU-Kommission: Empfehlung 2003, ABl. L 124/36. 


